
M I T T W O C H  M I T T A G  –  R E C H T  F Ü R  P L A N U N G S B Ü R O S

Projektzeitüberschreitung
und Honoraranspruch

I M P U L S

Dr. Dominic Kohnen
Rechtsanwalt · Fachanwalt für Bau- und Architektenrecht
Adjudikator (FIDIC) · Schiedsrichter und Schlichter
Kohnen Partner Rechtsanwälte

M O D E R AT I O N

Benno Embser
Assessor jur. (Volljurist)
Fülling & Meysenburg
Assekuranzmakler seit 1958

1 6 .  S E P T E M B E R  2 0 2 6

12–13 Uhr
Live über Zoom

Fragen jederzeit
Stellen Sie Ihre Fragen gerne jederzeit im
Zoom-Chat – wir greifen sie laufend auf

Austausch statt Vortrag
Im Austausch später gerne die Hand heben
(Reaktionen). Eigene Erfahrungen sind
ausdrücklich willkommen, Kamera gern an.
Mikrofon stumm, solange Sie nicht sprechen.
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Landgericht Köln
Urteil

vom 27. März 2026 · Aktenzeichen 18 O 17/25

Leitsätze

Quelle: LG Köln, Urteil vom 27.03.2026 – 18 O 17/25, IBR 2026, 352 = IBRRS 2026, 0914 (ibr-online.de, abgerufen am
16.09.2026). Leitsätze im Wortlaut, wie von Kohnen Partner Rechtsanwälte mbB am 15.09.2026 bereitgestellt.

Oberlandesgericht Köln
Beschluss

vom 29. Januar 2026 · Aktenzeichen 11 U 137/23

Leitsätze

Quelle: OLG Köln, Beschluss vom 29.01.2026 – 11 U 137/23, IBR 2026, 298 = IBRRS 2026, 0938 (ibr-online.de,
abgerufen am 16.09.2026). Leitsätze im Wortlaut, wie von Kohnen Partner Rechtsanwälte mbB am 15.09.2026
bereitgestellt.

Im Anwendungsbereich des verbindlichen Preisrechts der HOAI 2009 und 2013
muss die Vereinbarung eines zusätzlichen Honorars im Falle einer Bauzeitverlänge-

rung schriftlich und bei Auftragserteilung erfolgen, andernfalls ist sie unwirksam.

1.

Sieht ein Ingenieurvertrag keine Vergütungsregelung für den Fall vor, dass es zu

einer Bauzeitverlängerung kommt, handelt es sich hierbei regelmäßig nicht um eine
planwidrige Regelungslücke, die im Wege der ergänzenden Vertragsauslegung zu

schließen wäre.

2.

Eine Vergütungsanpassung wegen Bauzeitverlängerung nach den Grundsätzen des
Wegfalls der Geschäftsgrundlage setzt u.a. voraus, dass die Einhaltung der verein-
barten Bauzeit Geschäftsgrundlage war und das vertraglich übernommene Risiko

unzumutbar überschritten ist. Als Auftragnehmer eines Werkvertrags trägt der In-
genieur grundsätzlich das Risiko von Leistungserschwerungen.

3.

Geschäftsgrundlage können nur bei Vertragsschluss bestehende Vorstellungen sein.
Ein nach Vertragsschluss erstellter Terminplan begründet keine „nachträgliche“ Ge-

schäftsgrundlage.

4.

Die schlüssige Anspruchsdarlegung setzt eine konkrete bauablaufbezogene Darstel-
lung der jeweiligen Verzögerungen unter Gegenüberstellung der Ist- und Soll-Ab-

läufe voraus. Darzulegen ist auch, ob und wenn ja wie sich beauftragte Nachtrags-
leistungen auf den tatsächlichen Bauablauf ausgewirkt haben.

5.

Für die schlüssige Darlegung der Anspruchshöhe muss der Ingenieur vortragen,
welche durch die Bauzeitverzögerung bedingten tatsächlichen Mehraufwendungen

er hatte.

6.

Haben die Parteien vertraglich einen Anspruch auf zusätzliche Vergütung für dem
Fall einer vom Auftragnehmer nicht zu vertretenden Bauzeitverlängerung verein-

bart, kann für die Bestimmung der vereinbarten Bauzeit jedenfalls dann auf den
zeitlich ersten nach Vertragsschluss erstellten Terminplan zurückgegriffen werden,
wenn die Parteien vereinbart haben, dass ein solcher Terminplan nachträglich Ver-

tragsbestandteil wird.

1.

Der ein Verlängerungshonorar begehrende Auftragnehmer trägt die Darlegungs-
und Beweislast dafür, dass er die Bauzeitverlängerung nicht zu vertreten hat.

2.

Soweit der Anspruch an die „nachweislich erforderlichen Mehraufwendungen“ an-
knüpft, bemisst sich das Honorar nach der Differenz zwischen den tatsächlich ent-

standenen Aufwendungen des Auftragnehmers und den Aufwendungen, die ihm
ohne die Bauzeitverlängerung hypothetisch entstanden wären.

3.
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1 BGB §§ 313–315 Buch 2. Recht der Schuldverhältnisse

Untertitel 3. Anpassung und Beendigung von Verträgen

§ 313 Störung der Geschäftsgrundlage. (1) Haben sich Umstände, die zur
Grundlage des Vertrags geworden sind, nach Vertragsschluss schwerwiegend ver-
ändert und hätten die Parteien den Vertrag nicht oder mit anderem Inhalt ge-
schlossen, wenn sie diese Veränderung vorausgesehen hätten, so kann Anpassung
des Vertrags verlangt werden, soweit einem Teil unter Berücksichtigung aller
Umstände des Einzelfalls, insbesondere der vertraglichen oder gesetzlichen Risi-
koverteilung, das Festhalten am unveränderten Vertrag nicht zugemutet werden
kann.

(2) Einer Veränderung der Umstände steht es gleich, wenn wesentliche Vor-
stellungen, die zur Grundlage des Vertrags geworden sind, sich als falsch heraus-
stellen.

(3) 1Ist eine Anpassung des Vertrags nicht möglich oder einem Teil nicht zu-
mutbar, so kann der benachteiligte Teil vom Vertrag zurücktreten. 2An die Stelle
des Rücktrittsrechts tritt für Dauerschuldverhältnisse das Recht zur Kündi-
gung.

§ 314 Kündigung von Dauerschuldverhältnissen aus wichtigem Grund. (1)
1Dauerschuldverhältnisse kann jeder Vertragsteil aus wichtigem Grund ohne
Einhaltung einer Kündigungsfrist kündigen. 2Ein wichtiger Grund liegt vor,
wenn dem kündigenden Teil unter Berücksichtigung aller Umstände des Einzel-
falls und unter Abwägung der beiderseitigen Interessen die Fortsetzung des Ver-
tragsverhältnisses bis zur vereinbarten Beendigung oder bis zum Ablauf einer
Kündigungsfrist nicht zugemutet werden kann.

(2) 1Besteht der wichtige Grund in der Verletzung einer Pflicht aus dem Ver-
trag, ist die Kündigung erst nach erfolglosem Ablauf einer zur Abhilfe bestimm-
ten Frist oder nach erfolgloser Abmahnung zulässig. 2Für die Entbehrlichkeit
der Bestimmung einer Frist zur Abhilfe und für die Entbehrlichkeit einer Ab-
mahnung findet § 323 Absatz 2 Nummer 1 und 2 entsprechende Anwendung.
3Die Bestimmung einer Frist zur Abhilfe und eine Abmahnung sind auch ent-
behrlich, wenn besondere Umstände vorliegen, die unter Abwägung der beider-
seitigen Interessen die sofortige Kündigung rechtfertigen.

(3) Der Berechtigte kann nur innerhalb einer angemessenen Frist kündigen,
nachdem er vom Kündigungsgrund Kenntnis erlangt hat.

(4) Die Berechtigung, Schadensersatz zu verlangen, wird durch die Kündi-
gung nicht ausgeschlossen.

Untertitel 4. Einseitige Leistungsbestimmungsrechte

§ 315 Bestimmung der Leistung durch eine Partei. (1) Soll die Leistung
durch einen der Vertragschließenden bestimmt werden, so ist im Zweifel anzu-
nehmen, dass die Bestimmung nach billigem Ermessen zu treffen ist.

(2) Die Bestimmung erfolgt durch Erklärung gegenüber dem anderen Teil.
(3) 1Soll die Bestimmung nach billigem Ermessen erfolgen, so ist die getroffe-

ne Bestimmung für den anderen Teil nur verbindlich, wenn sie der Billigkeit
entspricht. 2Entspricht sie nicht der Billigkeit, so wird die Bestimmung durch
Urteil getroffen; das Gleiche gilt, wenn die Bestimmung verzögert wird.
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Schuldverhältnisse aus Verträgen §§ 316–321 BGB 1

§ 316 Bestimmung der Gegenleistung. Ist der Umfang der für eine Leistung
versprochenen Gegenleistung nicht bestimmt, so steht die Bestimmung im
Zweifel demjenigen Teil zu, welcher die Gegenleistung zu fordern hat.

§ 317 Bestimmung der Leistung durch einen Dritten. (1) Ist die Bestim-
mung der Leistung einem Dritten überlassen, so ist im Zweifel anzunehmen,
dass sie nach billigem Ermessen zu treffen ist.

(2) Soll die Bestimmung durch mehrere Dritte erfolgen, so ist im Zweifel
Übereinstimmung aller erforderlich; soll eine Summe bestimmt werden, so ist,
wenn verschiedene Summen bestimmt werden, im Zweifel die Durchschnitts-
summe maßgebend.

§ 318 Anfechtung der Bestimmung. (1) Die einem Dritten überlassene Be-
stimmung der Leistung erfolgt durch Erklärung gegenüber einem der Vertrag-
schließenden.

(2) 1Die Anfechtung der getroffenen Bestimmung wegen Irrtums, Drohung
oder arglistiger Täuschung steht nur den Vertragschließenden zu; Anfechtungs-
gegner ist der andere Teil. 2Die Anfechtung muss unverzüglich erfolgen, nach-
dem der Anfechtungsberechtigte von dem Anfechtungsgrund Kenntnis erlangt
hat. 3Sie ist ausgeschlossen, wenn 30 Jahre verstrichen sind, nachdem die Bestim-
mung getroffen worden ist.

§ 319 Unwirksamkeit der Bestimmung; Ersetzung. (1) 1Soll der Dritte die
Leistung nach billigem Ermessen bestimmen, so ist die getroffene Bestimmung
für die Vertragschließenden nicht verbindlich, wenn sie offenbar unbillig ist.
2Die Bestimmung erfolgt in diesem Falle durch Urteil; das Gleiche gilt, wenn
der Dritte die Bestimmung nicht treffen kann oder will oder wenn er sie verzö-
gert.

(2) Soll der Dritte die Bestimmung nach freiem Belieben treffen, so ist der
Vertrag unwirksam, wenn der Dritte die Bestimmung nicht treffen kann oder
will oder wenn er sie verzögert.

Titel 2. Gegenseitiger Vertrag

§ 320 Einrede des nicht erfüllten Vertrags. (1) 1Wer aus einem gegenseitigen
Vertrag verpflichtet ist, kann die ihm obliegende Leistung bis zur Bewirkung
der Gegenleistung verweigern, es sei denn, dass er vorzuleisten verpflichtet ist.
2Hat die Leistung an mehrere zu erfolgen, so kann dem einzelnen der ihm ge-
bührende Teil bis zur Bewirkung der ganzen Gegenleistung verweigert werden.
3Die Vorschrift des § 273 Abs. 3 findet keine Anwendung.

(2) Ist von der einen Seite teilweise geleistet worden, so kann die Gegenleis-
tung insoweit nicht verweigert werden, als die Verweigerung nach den Umstän-
den, insbesondere wegen verhältnismäßiger Geringfügigkeit des rückständigen
Teils, gegen Treu und Glauben verstoßen würde.

§ 321 Unsicherheitseinrede. (1) 1Wer aus einem gegenseitigen Vertrag vorzu-
leisten verpflichtet ist, kann die ihm obliegende Leistung verweigern, wenn
nach Abschluss des Vertrags erkennbar wird, dass sein Anspruch auf die Gegen-
leistung durch mangelnde Leistungsfähigkeit des anderen Teils gefährdet wird.
2Das Leistungsverweigerungsrecht
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I H R E  F R A G E N  U N D  E R F A H R U N G E N

Was beschäftigt Sie, wenn
Projekte länger laufen?

Fülling & Meysenburg

Assekuranzmakler
GmbH & Co. KG

Am Lichtbogen 46
45141 Essen

A N S P R E C H PA R T N E R

Benno Embser

Versicherungs-Programme

Uwe Th. Pilz GmbH

Austraße 18A
70376 Stuttgart

A N S P R E C H PA R T N E R

Markus Schmaderer

Kohnen Partner

Rechtsanwälte mbB

Scheibenstraße 45
40479 Düsseldorf

A N S P R E C H PA R T N E R

Dr. Dominic Kohnen

+49 201 82018-0
benno.embser@f-u-m.de

+49 711 65 69 21-0
markus.schmaderer@pilzgmbh.de

+49 211 210 940-40
d.kohnen@kohnenpartner.de
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